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1  Verfall der Urlaubsabgeltung nach Langzeiterkrankung – Vorsicht bei der Formulierung der arbeitsvertraglichen Klausel! 
    BAG, Urteil vom 15.07.2025 (9 AZR 198/24), bereitgestellt am 28.08.2025 
 
Bei einer Langzeiterkrankung verfällt 
der Urlaubsanspruch nach der Recht-
sprechung bekanntlich erst 15 Monate 
nach Ablauf des Urlaubsjahres. Der 
Arbeitgeber kann jedoch durch eine 
ungeschickte Vertragsklausel diesen 
Übertragungszeitraum aushebeln und 
dadurch unbegrenzt verpflichtet sein. 
In diesem vom Bundesarbeitsgericht 
entschiedenen Fall lautete eine 
Vertragsklausel zum Urlaub auszugs-
weise: 
 
"... Ist die Mitarbeiterin infolge einer 
ärztlich nachgewiesenen, krankheits-
bedingten Arbeitsunfähigkeit daran 
gehindert, den übertragenen Urlaub 
bis zum 30. April des Folgejahres zu 
nehmen, besteht der Urlaubsanspruch 
auch über den Übertragungszeitraum 
hinaus fort, allerdings maximal bis zur 
Höhe des noch bestehenden gesetz-
lichen Urlaubsanspruchs. ..." 
 
Das BAG führt in der Entscheidung 
aus: 
 
"... Vorliegend haben die Parteien 
durch die Regelung in § 7 Abs. 3 Satz 
3 ihres Arbeitsvertrags § 7 Abs. 3 
BUrlG in seiner unionsrechtskon-
formen Auslegung jedoch verdrängt 
und einen Verfall des gesetzlichen 
Mindesturlaubs bei einer Langzeiter-

krankung zugunsten der Klägerin aus-
geschlossen. ...  
Bei den Bestimmungen des Arbeits-
vertrags handelt es sich um Allge-
meine Geschäftsbedingungen iSv. § 
305 Abs. 1 Satz 1 BGB. ... 
... Danach haben die Parteien eine 
von § 7 Abs. 3 BUrlG [...] ab-
weichende Regelung zum (Nicht-)Ver-
fall des gesetzlichen Mindesturlaubs 
bei einer langandauernden Er-
krankung des Arbeitnehmers ge-
troffen. § 7 Abs. 3 Satz 3 des Arbeits-
vertrags nimmt den Anspruch auf den 
gesetzlichen Mindesturlaub zugunsten 
der Klägerin ausdrücklich von einem 
Verfall am Ende des Übertragungs-
zeitraums aus, wenn diese infolge 
krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit 
daran gehindert war, ihn innerhalb des 
Übertragungszeitraums zu nehmen. ... 
... Nach dem Wortlaut der Klausel be-
stehen daran keine Zweifel. Sie be-
stimmt, dass der aus dem Vorjahr 
übertragene Anspruch auf den ge-
setzlichen Mindesturlaub, den der 
Arbeitnehmer infolge einer ärztlich 
nachgewiesenen, krankheitsbedingten 
Arbeitsunfähigkeit nicht bis zum 30. 
April des Folgejahres nehmen konnte, 
fortbesteht. Der gesetzliche Mindest-
urlaub bleibt damit im Falle einer 
Langzeiterkrankung über den Über-
tragungszeitraum hinaus aufrechter-

halten. Ein späterer Verfallzeitpunkt ist 
nicht vorgesehen. ... 
... Die Vereinbarung in § 7 Abs. 3 Satz 
3 des Arbeitsvertrags kann auch nicht 
als deklaratorische Regelungen inter-
pretiert werden, die lediglich die bei 
Vertragsschluss noch einschlägige, im 
Anschluss an die Schultz-Hoff-
Entscheidung des Gerichtshofs der 
Europäischen Union (vgl. EuGH 20. 
Januar 2009 - C-350/06 und C-520/06 
- [Schultz-Hoff] Rn. 43, 49) ergangene 
Rechtsprechung (vgl. BAG 24. März 
2009 - 9 AZR 983/07 - Rn. 57 ff., 
BAGE 130, 119) beschreiben und 
unter dem Vorbehalt einer Änderung 
der Judikatur stehen sollte. Der Wort-
laut bietet hierfür keinen Anhaltspunkt. 
Der verständige Arbeitnehmer darf die 
vom Beklagten gestellte Klausel beim 
Wort nehmen und damit so verstehen, 
dass der wegen Krankheit über den 
30. April des Folgejahres fortbe-
stehende Urlaub nicht verfallen soll. ... 
... Diese Auslegung der Bestimmung 
des § 7 Abs. 3 Satz 3 des Arbeits-
vertrags steht im Einklang mit den 
Vorgaben des Art. 7 der Richtlinie 
2003/88/EG. ..." 
 
Besser wäre es für den Arbeitgeber 
gewesen, zu der Urlaubsübertragung 
bei krankheitsbedingter Arbeitsun-
fähigkeit nichts im Vertrag zu regeln. 
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2  Inflationsausgleichsprämie kann auch Honorierung erwiesener oder künftiger Betriebstreue dienen  
    BAG, Urteil vom 21.05.2025 (10 AZR 121/24), bereitgestellt am 14.08.2025 
    TEIL 1 
 
Der Arbeitgeber hatte seinen Mitar-
beitern eine Zusage über die Zahlung 
einer Inflationsausgleichsprämie (IAP) 
gemacht, die auszugsweise lautete: 
 
"... Um die aktuellen bzw. kommenden 
finanziellen Mehrbelastungen abzu-
federn werden wir allen Mitar-
beitenden eine Prämie auszahlen. ... 
Für Sie besteht kein Handlungsbedarf, 
um die Prämie zu erhalten. Sie wird 
automatisch mit der Gehaltsab-
rechnung im Dezember 2022 an Sie 
ausgezahlt. Die Gewährung der 
Inflationsausgleichsprämie steht unter 
der Bedingung, dass Sie nicht in der 
Zeit bis einschließlich 31.03.2023 aus 
Ihrem Verschulden oder auf eigenen 
Wunsch bei der G ausscheiden. Das 
heißt, dass Sie die Inflationsaus-
gleichsprämie in voller Höhe zurück-
zuzahlen haben, wenn Sie bis ein-
schließlich 31.03.2023 das Arbeitsver-
hältnis durch Kündigung beenden, 
ohne dass für diese Kündigung ein 
wichtiger Grund besteht. ..." 

Das Arbeitsverhältnis endete durch 
eine Eigenkündigung mit Ablauf des 
31.12.2022 und der Arbeitgeber zahlte 
entsprechend der Zusage keine IAP. 
Der Arbeitnehmer meinte, dass die 
IAP nicht von künftiger Betriebstreue 
abhängig gemacht werden könnte. 
Dies sieht das Bundesarbeitsgericht 
anders: 
 
"... Dies folgt nicht aus § 3 Nr. 11c 
EStG. Der steuerrechtliche Privile-
gierungstatbestand verlangt es ent-
gegen der Ansicht des Klägers nicht, 
dass die - zusätzlich zum ohnehin ge-
schuldeten Arbeitslohn - vom Arbeit-
geber gewährte Prämie arbeitsrecht-
lich ausschließlich der Abmilderung 
der gestiegenen Verbraucherpreise 
dienen muss. Den Arbeitsvertrags-
parteien steht es frei, weitere 
Leistungszwecke festzulegen, wie zB 
die Honorierung erwiesener oder 
künftiger Betriebstreue (vgl. BAG 12. 
November 2024 - 9 AZR 71/24 - Rn. 
42). Die Frage, ob die Prämie unter 

Berücksichtigung weiterer Leistungs-
zwecke Steuerfreiheit genießt, ist 
steuerrechtlicher Natur und nicht 
Gegenstand der Entscheidung des 
Senats. ..." 
 
Dennoch kippte das BAG die Stich-
tagsregelung und Rückzahlungs-
klausel, weil eine Auslegung der 
Zusage ergab, dass die IAP zu dem 
bereits erarbeiteten Lohn gehörte: 
 
"... Abs. 5 Satz 3 und 4 der Gesamt-
zusage sind jedoch unangemessen 
benachteiligend, weil sie im Wider-
spruch zum Grundgedanken des  
§ 611a Abs. 2 BGB stehen und die 
nach Art. 12 Abs. 1 GG geschützte 
Berufsfreiheit des Arbeitnehmers ver-
kürzen. ..." 
 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 
 
in dieser Ausgabe stelle ich Ihnen zwei neue interessante Urteile des Bundesarbeitsgerichts zur AGB-Inhaltskontrolle vor. 
 

Ihr Rechtsanwalt Stefan von Zdunowski, Fachanwalt für Arbeitsrecht 
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